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In der'Strafsaehe gegen den KaufMann A. _ .u aus 
Hamburg=Altana, Hamburger Straße 29, x.zt. in UNtersuchungshaft im 
Uhtersuchungsgefängnls Hamburg, 
wegen 8eınzzfe zur Rassenschande 

hat das Reichsgericht, 3.strajSenat, in der Sitzung van 
6;Ju1 ı 1939) an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Retchsger tchtsrat Dr. Hartung als Vbrsttzender 
und die He tchsgerichtsrdte Scheurlen, Guth, 
Dr.von Dbhnanμíund Schaefer rr, 

als.Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Retchsanwalt Dr„Kirchner, 

als Urhundsbeamter der Geschäftsstelle: 
der Sekretär Kuklok, . 

auf die Revísiondes Angeklagten nach mündlicher Verhandlung 
für Recht erkannt: « 

Das urıeıı des .Landgerichts H' a m b*u r * g  uam lO.üürs l9}9 wird, 
soweit der 4ngehlagte Müller verurteilt werden ist, nebst den Ihm 
insow~ tt zu' Grunde liegenden Feststellungen aufgehoben, die Sache 
wird in diesem uhfena euneuer Verhandlung und .Entscheidung an die 
Vbrtnstanz zurüekverwtesen. 

Von Rechts wegen 
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Gründe 

Der mítverurteilte JUde `L___j war Angestellter* des Angeklagten, 
der .Ehde August l9}8 die jüdische Firma cl | übernommen hatte. 
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L hat mit der ebenfalls in diesem Geschäft angestellten deutsch= 
blüttgen Ä[:]*8 ı fortgesetzt Rassenschande begangen, bis er 
am 30.0ktober 1938 seine Beziehungen zu ihr aufgegeben hat. Die 
Strafkammer hat den Angeklagten wegen Beihilfe zu diesem Verbrechen 
verurteilt. Sie stellt fest, er habe seine deutschblütigen welblt= 
Chen Angestellten in seinem Gesehäft mit den dort beschäftigten Ju= 
deN zusammengebracht, den vertraulichen Umgangston, der in seinem 
Betrieb- geherrscht habe, nicht nur geduldet, sondern auch dadurch 
gefordert, daß er abends gelegentlich für alle habe Bier holen las= 
een und keinen Anstoß daran genommen habe, wenn seine Angestellten 
versucht hätten zu tanzen, er habe L und die B zusammen 
in verschiedene Lokale und in seine Wohnung eingeladen. Wenn er in 
dieser Fbrm die Vertraulichkeit zwischen beiden verstärkt habe, so 
habe er unter den gegebenen Verhältnissen damit rechnen müssen, dafl 
diese ZUstände zur Rassenschande führen könnten. Insbesondere aus 
einem Vorfall vom 29.0ktober 1938 hat die Strafkammer geschlossen, 
daß der Angeklagte mindestens mit der Möglichkeit gerechnet habe, 
daß zwischen L und der B raesenschdnderieche Beziehungen 
bestünden. Sie hat ,den bedingten Vbrsatz des Angeklagten zur Bei: 
hilfe' als erwiesen angesehen. 

Die festgestellten Tatsachen reichen nicht aus, den Ange klag= 
ten wegen Beihilfe zur Hassenschande zu bestrafen. 

Gehilfe ist, wer dem Täter zur Begehung eines Verbrechens oder 
Vergehens durch Bat oder Tat wissentlich Hilfe geleistet hat. .Es 
gehört also zum Begriff' der Beihilfe, daß die Hilfe ,zur Begehung 
der Tat" -geleíetet wird. Diese umfaßt die den Tatbestand erfüllen- 
de Tdtigkeít und den zum Tatbestand gehörigen .Erfolg. IM vorliegen: 
den Felle 

. 
müßte also der Angeklagte den (natürlichen oder naturwt= 

drígen, vgl. dazu HGSt Bd.7O S„3 ZU) Gesehlechteverkehr zwischen 
L und der Bl | haben unterstützen wollen. Bisher ist aber 
nicht dargetan, inwiefern die dem Angeklagten zur .Last gelegten 
Handlungen oder Unterlassungen gerade den Geschlechtsverkehr der 
beiden zu *fördern geeignet waren. Die allgemeine Förderung eines 
nur vertraulichen Verkehrs genügt hierzu nicht; ee hätte vielmehr 
des .Nachweises bedurft, daß der Angeklagte hierdurch, für die Aus: 
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Führung des Geschleehtsverkehrs günstigere Bedingungen geschaffen 
hat. Außerdem reichen d i e  Feststellungen zur Annahme des Vorsatzes 
nicht  aus. Die  Färdemng der strafbaren Handlung muß m i t  Wissen und 
Wi l len  des Gehilfen geschehen sein. Auch bedingter Vorsatz i s t  nur 
dann gegeben, wenn der Gehilfe zwar nur bedingt gewusst hat, daß 
seine Handlungsweíse d ie  Straftat fdrdcre, aber dabei den unbedı'ng== 
ten Wi l l en  gehabt hat,- d iese Förderung vorzunehmen. Es genügt daher 
n ich t ,  wenn der Angeklagte m i t  der Mögl ichkeit  gerechnet hat,  daß 
ee eıaız Geschlechtsverkehr kommen könne, es wäre auch der Nachweis 
erforderl ich gewesen, daß der Angeklagte diesen Erfolg i n  seinen 
Wi l l en  aufgenomıııen und damit  geb i l l i g t  hat.  

In der neuen Hauptverhandlung w i rd  zunächst hlarxulegen sein, 
wann der erste Geschlechts verkehr der beiden stattgefunden hat,wel= 
ehe Handlungen oder Unterlassungen dem Angeklagten b i s  zu diesem 
Zeitpunkt zur Last fal len und, inwiefern s ie  den rasseschdnderischen 
Verkehr zu förderN geeignet waren. Dies wäre etwa anzunehmen, wenn 
d i e  beiden unmittelbar *im Anschluß an d i e  dem Angeklagten zur Last 
fallenden Handlungen verkehrt hätten oder wenn i n  den Gesehäfts= 
räumen des Angeklagten e i n  Verkehr stattgefunden hätte, -den zu ver: 
hindern der Angeklagte recht l ich verpflichtet und tatsächlich i n  
der  Lage war. Ferner muß festgestellt werden, welche Uhıstdnde dem 
Angeklagten, bevor es zum ersten Geschlechtsverkehr kam, bekannt ge= 
Wesen sind, aus denen e r  sch! gießen mußte und geschlossen hat, daß 
sein Verhalten einen künftigen Geschlechtsverkehr begünstige. Für 
d i e  spätere Ze i t ,  nachdem es zum ersten Verkehr gekommen war und 
das Verhältnis zwischen den beiden einmal bestand, würde es  eines 
besonderen Nachweises bedürfen, daß das Verhal ten des Angeklagten 
d i e  Fortsetzung des Verkehrs fördern konnte.Dle Einladung i n  d i e  Woh 
rung des Angeklagten am 29.0ktober muß wohl ganz aussehe den,da da-S 
Ürwtlselbst feststellt,da,ß~L{ Idas  Verhältnis am 50.0ktober abge= 
brachen habe;sie könnte nur dann i n  Frage kommen, wenn es  *etwa zu 
rassesehänderi sehen Haf dl ungen gekommen wäre, während L das 
Licht  ausgemacht hatte, oder wenn solche f n  unmittelbarem Anschluß 
an diese Einladung geschehen wären. 

geh. Hartung Scheurlen 
Retehsgertehtsrat 

Dr. von Do hnany i i s t  Orts= 
abwesend und daher verhindert 
zu unterschreiben. 

øuzn 

geh. Hartung Sch antje r 


